
Bundessozialgericht

&&59.59192

(

Verkündet am
50„ März l965

’
I m N a m e n d e s V o l k e 5

In dem Rechtsstreit

Beklagte und Revisionsklägcrin,

gegen

°o ooooooo o.aeouocoooao.;oaocoeoouoooooo„ooooooo con,

Klägerin und Revisionsbeklagte;

hat der 12° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 30° März 1965, an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident R a a c k

1 als Vorsitzender,
\

Bundesrichter Dr’ D a p p r i c h
und Bundesrichter Dr° S c h w a n k h a r t

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Dr° C o n r a d y ' !

und Bundessozialrichter B e n e d y c 2 u k
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt: -
l

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Hamburg vom 26, Oktober 1961\

wird zurückgewiesen°

Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtli—j

chen Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten.

Von Rechts wegen„
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Die Beteiligten
streiten darüber, ob die Beklagte

eine nach

dem Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungsgesetz (ArVNG)

ergangene begünstigende Mitteilung der Deutschen Bundespost

über die Umstellung der Rente, weil sie fehlerhaft war, zuuh—

gunsten der Klägerin ändern durfte° }

Die Klägerin - geboren 1879
—

bezog im Dezember 1956 Witwen—

rente in Höhe von monatlich 59,50 DM, Die Rente wurde im

Jahrel957 auf Grund des ArVNG mit Wirkung vom 1° Januar 1957

umgestellt° Die Umstellung führte die Rentenrechnungsstelle

der Deutschen Bundéspost aus, Sie legte der Umstellung den

vollen monatlichen Steigerungsbetrag der Versichertenrente
,in Höhe von 20,50 DM zugrunde, während nur die Hälfte dieseSg

Stcigerungsbetrages hätte berücksichtigt werden dürfen° Dem—‘

zufolge betrug die nach Art° 2 @@52, 55 ArVNG umgestellte
1

Witwenrente 117,80 DM, Da diese Rente höher war als die nach“

Art° 2 5 56 ArVNG um den Sonderzuschuß erhöhte bisherige
Rente von 75,50 DM, wurde sie vom 1° Januar 1957 an gezahlt°

Hierüber erhielt die Klägerin von der Deutschen Bundespost

eine schriftliche Umstellungsmitteilung° Später_wurde die

Witwenrente nach dem 1" Rentenanpassungsgesetz (RAG) auf
125‚-— DM und nach dem 20 RAG auf 152,50 DM erhöht,

Bei späterer Überprüfung der Rentenumstellung bemerkte die

Beklagte den Umstellungsfehler° Sie stellte die Wirtwenrente

durch Bescheid vom 15° Januar 1961 neu fest und setzte die

Rente für die Zeit vom 1° März 1961 an auf monatlich 84,80

DM herab° Die Umstellung der Witwenrente mit dem richtigen

Steigerungsbetrag von 10,40 DM hätte nür eine monatliche

Rente von 60‚Ä0 DM ergeben (Art° 2 @@52, 55 ArVNG)‚ Daher
wurde durch den Bescheid die alte Witwenrente vom 1° Januar

1957 an um den Sonderzuschuß von 1M,-- DM auf 75,50 DM er—

höht (Art, 2 5 56 Abs, 1 ArVNG), nach dem 1„, 2, und }, RAG

auf 8H‚80 DM angepaßt und vom 1, März 1961 an in dieser

.Y_ „
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Höhe festgestellt" Die bis dahin überzahltcn Rentenbeträge

wurden der Klägerin belassen°

Das Sozialgericht (SG) hat der hiergegen erhobenen Klage,
mit der die Klägerin Weitergewährung der Witwenrente in

Höhe von 152,50 DM über den Monat Februar 1961 hinaus be-

gehrt, stattgegeben° ‘ ”

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der Beklag—

ten zurückgewiesen und die Revision zugelassen° Es hat

seine Entscheidung im wesentlichen wie folgt begründet:

Bei der Umstellung der Witwenrente der Klägerin sei nicht

nur ein Versehen vorgekommen, sondern es Sei bei der Fest-

stellung des Steigerungsbetrages die Vorschrift des Art° 2
© 52 Abs° } ArVNG insofern falsch angewendet worden, als

nicht der in der Witwenrente enthaltene Steigerungsbetrag

von 10,ü0 DM, sondern der volle Steigerungsbetrag des Ver-

sicherten in die Umstellungsberechnung eingesetzt werden

sei, Die Berichtigung, die die Beklagte vorgenommen habe,

sei daher nicht als Berichtigung einer "offenbaren Unrich—
tigkeit" durch 5 138 des Sozialgerichtsgesetzes (sec)

gedeckt„ Scheide aber eine "offenbare Unrichtigkeit" aus,
so sei die Beklagte nach 5 77 SGG an den fehlerhaft berech—

neten Umstellungsbetrag von 117,80 DM gebunden° Für die

Rücknahme eines nach 5 77 SGG bindend gewordenen Beschei-

des komme nur @ 17Ä4 der Reichsversicherungsordnung (RVG)

in Betracht. Diese Vorschrift regele erschöpfend die Fälle,

in denen der Versicherungsträger zuungunsten des Renten-

beziehers eine gewährte Rentenzahlung herabsetzen oder ein-

stellen könne° Keine der in dieser Vorschrift erschöpfend

aufgeführten Voraussetzungen sei hier erfüllt° Ob die Um—

stellungsmitteilung ein Verwaltungsakt sei, könne dahin-

gestellt bleiben° Sie bewirke auf seiten des Berechtigten

das gleiche, was eine förmliche Bescheiderteilung bewirke°

Der Berechtigte verlasse sich darauf, daß ihm die Rente

- 4 _
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in der amtlich mitgeteilten Höhe auch gesetzmäßig zusteheo

Entweder seien daher Umstellungsmitteilungen Verwaltungs—

aktc, dann unterlägen sie in vollem Umfange der bindenden

Wirkung, oder sie seien keine Verwaltungsakte, dann komme

ihnen analog den Bestimmungen‚in denen der Vertrauens-

schutz für förmliche Rentenbeschdide
zum Ausdruck gebracht

sei (@ 77 SGG, @ 1744 EVO), in gleichem Umfang bindende
Wirkung zu° , ‚ „ \

-\.

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Revision eingelegt°

Sie rügt unrichtige Anwendungder 55 77, 158sed° Sie?
meint, es handle sich bei der von der Deutschen Bundespost

fehlerhaft errechneten Umstellung der Witwenrente um eine

'} offenbare Unrichtigkeit, die sie nach der Rechtsprechung

des 10 Senats des Bundessozialgerichts 4BSG—(BSG 153 96)

in entsprechender Anwendung des @ 138 SGG habe berichti—

gen dürfeno Die Höhe des Steigerungsbetrages aus der

Witwenrente sei in dem Rentenfeststellungsbescheid vom

21[) Januar l9ü4 festgelegt und der Klägerin bekannt gewe—

sen„ Über die Höhe des maßgeblichen Steigerungsbetrages

habe Zwischen den Beteiligten im Zeitpunkt der Rentenum—

stellung kein Streit bestanden, der zuvor durch eine Ent—

scheidung hätte geklärt werden müssen° Dieser endgültig

feststehende Steigerungsbetrag hätte nach Art° 2 $ j2 ArVNG

wie auch nach ihrem Willen der Errechnung des Umstellungs—

betrages zugrunde gelegt werden müssen„ Der bei der Umstel-

lung unterlaufene Fehler beruhe daher weder auf einer un-

richtigen Tatsachenwertung noch auf einem Rechtsirrtuma

Für die "Offenbarkeit" reiche es aus, daß der Fehler sich
aus dem Rentenfeststellungsbescheid und der die Klägerin

betreffenden Rentenakte ergebe° Die Berichtigung könne

nach 5 158 SGG Jederzeit erfolgen; sie sei an keine Frist*

gebundeno Etwas anderes lasse sich - entgegen der Ansicht

des Berufungsgerichts — auch nicht aus den Berichtigungs—

‚\ 4 .
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vorschriften der RAG*e herleiten° - Überdies sei die Beklagte
aber auch nach den Grundsätzen des allgemeinen Verwaltungs—

rechts über die Rücknahme fehlerhafter begünstigender Verwal-
tungsakte berechtigt gewesen, die fehlerhaft umgestellte

Rente für die Zukunft richtigzustellen° Selbst wenn diese

Grundsätze nach der RechtSprechnung des 5„ Senats des BSG

(BSG 14, 10) auf förmliche BeScheide auf dem Gebiet der So—
zialversicherung nicht anwendbar seien, könne diese engere

Auslegung nicht für Umstellungsmitteilungen der Bundespost

gelten; denn Umstellungsmitteilungen seien keine Verwal—

tungsakte und unterlägen daher nicht der Bindungswirkung

des @ 77 SGG„ Der Steigerungsbetrag habe der Höhe nach fest—

gestanden, Der Umstellungsfaktor, mit dem der Steigerungs-

betrag zu vervielfältigen gewesen sei, sei aus der gesetz—

lichen Umstellungstabelle abzulesen gewesen. Bei der Umstel—

lung sei mithin keine Entscheidung über Tatbestände zu tref-

fen gewesen, die den Grund oder die Höhe der Umstellungs-

rente hätten beeinflussen können; vielmehr habe es sich

lediglich um die Mitteilung des Ergebnisses eines rein

rechnerisehen Vorganges gehandelt„ Eine unmittelbare Rechts—

wirkung sei von der Umstellungsmitteilung nicht ausgegangen°

Zudem könnten die vom 50 Senat des BSG entwickelten Rück-

nahmegrundsätze auch deshalb nicht auf Umstellungsmittei-

lungen der Deutschen Bundespost angewendet werden, weil

diese Mitteilungen und die Rentenumstellungen Maßnahmen

gewesen seien, die allein im Interesse der Rentner im Mas—

sen— und Schnellverfahren ohne hinreichende Kontrollen hät-

ten durchgeführt werden müssen, so daß Fehler besonders

leicht möglich gewesen seien„ Dies sei auch den Empfängern

von Umstellungsmitteilungen hinreichend bekannt gewesen°

Mit Rücksicht hierauf könnten Umstellungsmitteilungen,

selbst wenn sie rechtlich als Verwaltungsakte zu gelten
hätten, nicht den umfassenden Vertrauensschutz der nach

5 1651 RVO förnlieh erlassenen Rentenbescheide mit Dauer—

wirkung genießen, die erst nach eingehenden Ermittlungen

?
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und anschließenden sorgfältigen Kontrollen ergeheno Der

Versicherungsträger müsse daher die Möglichkeit haben,

fehlerhafte Umstellungsmitteilungen auf jeden Fall für
die Zukunft zu berichtigen (unter Hinweis auf LSG Bremen,

SGb 1961, 31&)„

Die Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil und das Urteil des SG

aufzuheben und die Klage abzuweisen„

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Sie hält das angefochtene Urteil für äutreffend°

Die Revision ist zulässig, aber nicht begründete

Das Berufungsgericht hat im Ergebnis zu Recht entschieden,

daß die Beklagte die fehlerhafte Umstellung der Witwenrente

nicht mehr zuungunsten der Klägerin ändern durfte° Ob der

Umstellungsvorgang einschließlich der Umstellungsmitteilung

der Deutschen Bundespost vom März 1957 einen Verwaltungsakt

enthält, kann dahinstehen° Diese Frage ist in der Rechtspre-

chung der Instanzgerichte und im Schrifttum umstritten° Das

BSG hat zu ihr bisher noch nicht Stellung genommen° Auch der

lo Senat des BSG hat sie in seinem Urteil vom 8„ September

l96l (BSG 15, 96) offengelassen° Auf sie kommt es hier nicht

an; denn die Beklagte durfte im Jahre 1961 die fehlerhafte

Umstellung der Witwenrente nicht mehr ändern, unabhängig

davon, ob der Umstellungsvorgang einschließlich der Umstel-

lungsmitteilung der Deutschen Bundespost einen Verwaltungs—

akt enthält oder nicht° 'E:
‘‚i

Liegt kein Verwaltungsakt vor, so konnte die BindungsWire

kung, die @77 SGG für Verwaltungsakte anordnet, nicht Platz

greifeno Gleichwohl wäre die Korrektur einer fehlerhaften

Umstellung zeitlich nicht unbegrenztmöglicho Man wird anneh—
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men müssen, daß der Gesetzgeber des ArVNG den Fragenkreis

der Richtigstellung rechtswidriger Umstellungsmitteilungen

nicht gesehen hat° Denn hätte er ihn erkannt, so würde

er sicherlich eine zeitliche Begrenzung für die Möglich-

keit der Richtigstellung gesetzt haben angesiehüsder kaum

erträglichen Rechtsunsicherheit, die andernfalls für die

betroffenen Rentner eingetreten wäreo Bestätigt wird diese

Annahme durch den folgenden Umstand: Die Rentenanpassungs-

gesetze, die im Anschluß an das ArVNG ergangen sind und

ebenfalls eine maschinelle Massenbereehnung erfordern, und

die — weil der Gesetzgeber inzwischen die Notwendigkeit der

Regelung der Korrektur von Maßnahmen, die in Massen— und

Schnellverfahren ohne hinreichende Kontrollmöglichkeiten

durchgeführt werden müssen, erkannt hatte — die Richtig—

stellung rechtswidriger Anpassungen regeln, sehen dabei

eine zeitliche Begrenzung vor. Das ArVNG enthält also in—

soweit offensichtlich eine Lücke, die von dem erkennenden

Gericht auszufüllen ist° Hierfür bietet sich die entspre—

chende Anwendung des @ ? Abs° 1 des 1„ RAG und der gleich-

lautcn@31V0rschriften der späteren RAG'e an. Denn man kann

annehmen, daß der Gesetzgeber, wäre ihm beim Erlaß des

ArVNG dieser Fragenkreis bewußt gewesen, eine Lösung ge—

funden hätte, die etwa derjenigen entsprochen hätte, die

er später in den RAGYen gefunden hat° Allerdings ist zu
bedenken, daß die in diesen Vorschriften bestimmte Ein-

jahresfrist für die Berichtigung fehlerhafter Anpassun—

gen nicht auch für die Berichtigung von Fehlern der Ren-

tenumstellung gelten kann° Denn so sehr Rentcnumstellung

und Rentcnanpassung sich ähneln, so weisen sie doch auch

Unterschiede auf„ Die Umstellung war ein Vorgang, der im

allgemeinen — auch hinsichtlich der Nachprüfung — schwieri-

'ger und für die Beteiligten in ihrer Wirkung von giößcrerliag—

weite war als es die Anpassungen sind° Deshalb kann das

Recht des Versicherungsträgers zur Korrektur fehlerhafter

Rentenumstellungen nicht auf eine verhältnismäßig so kurze

-8-
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Zeit begrenzt werden, wie es in den RAG'en geschehen ist,

Vielmehr wird es bei Berücksichtigung einerseits der an—
gespannten Gesehäftslagc der Rentcnversicherungsträger

nach dem Inkrafttreten der Rentenversicherungs-Neurege-

lungsgesetze und andererseits des berechtigten Interesses

der Rentner an der Beendigung der Rechtsunsicherheit an—

gemessen sein und dem Willen des Gesetzgebers am ehesten

entsprechen, wenn die Rentenversicherungsträger Fehler

bei der Rentenumstellung des Jahres 1957 bis zum jl° Dezem—

ber 1959 richtigstellen durften, Fehler, die bei der Ren—

tenumstellung durch die Deutsche Bundespost vorgekommen

sind, konnten demnach inhaltlich uneingeschränkt, jedoch

zeitlich befristet bis zum 51, Dezember 1959 richtigge—

stellt werden° Diese Richtigstellung umfaßt nicht nur die

Berichtigung von Fehlern, wie sie in @ 138 SGG aufgeführt

sind, sondern die Richtigstellung jedweden Fehlers bei

der Rentenumstellung durch die Deutsche Bundespost° Das"

bedeutet allerdings, daß die im vorliegenden Falle von

der Beklagten erst im Jahre l961'versuchte Korrektur der

fehlerhaften Umstellung der Witwenrente nicht mehr zuläs—

sig war°

Wenn der Umstellungsvorgang einschließlich der Umstellungs—

mitteilung der Deutschen Bundespost einen Verwaltungsakt

enthält, wäre das Ergebnis kein anderes° Dann war die Be-

klagte nach 5 77 SGG an diesen Verwaltungsakt gebunden,
4_H"soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist .

Als Vorschrift, in der etwas anderes bestimmt ist, kommt

zunächst @ 1744 EVO in Betrachto Dessen Voraussetzungen sind

hier, darin ist dem Berufungsgericht beizupflichten, aber

nicht erfüllt°

@ 1744 RVG regelt allerdings nur die Rücknahme von förmli-

chen Rentenfeststellungsbescheiden der Renten— und der

Unfallversicherung und enthält daher auch nur insoweit
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eine abschließende Regelungo Für einen formlosen Verwaltungs-

akt, der hier allenfalls vorliegen könnte und der zudem in

einem Massen— und Schnellverfahren ergangen ist, enthalten

die EVO und das ArVNG keine Regelung darüber, ob und unter

welchen Voraussetzungen solche Verwaltungsakte zurückgenom—

men werden können„ Damit ergreift aber nicht etwa die Bin—

dungswirkung des @ 77 SGG diese Verwaltungsakte, es liegt

Vielmehr eine Gesetzeslücke vor, die, wie der Senat be—

reits entschieden hat, durch entsprechende Anwendung von

Rechtsgrundsätzen der BVG auszufüllen ist, welche für ver—

gleichbare Tatbestände gelten (BSG SozR RVG @ l246 Nr„ 40)„

In @ 7 Abs„ 1 des 10 RAG und in den gleichlautenden Vor—

schriften der späteren RAG“e sind, wie bereits oben näher

dargelegt werden ist, vergleichbare Tatbestände geregelt„

Diese Vorschriften sind daher entsprechend anzuwenden,

allerdings aus den schon erörterten Gründen ebenfalls

mit der Maßgabe, daß eine fehlerhafte Umstellung nur bis

zum jlo Dezember l959 richtiggestellt werden durfte,

Diese Frist ist hier nicht gewahrt°

Ein fehlerhafter bindender Verwaltungsakt kann auch in ent—

sprechender Anwendung des % l58 SGG berichtigt werden (BSG

15, 96; 8028 SGG @ 77 Nr° 56; SOZR RVO @ 1268 Nr„ #; SozR

l° RAG @ 5 Nr, l)„ Ob das Berufungsgericht die Vorausset-

zungen der Vorschrift zu Recht nicht als erfüllt angesehen

hat, kann dahingestellt bleiben; denn diese Vorschrift

durfte jedenfalls im Jahre l96l nicht mehr für die Berichti—

gung fehlerlafter Umstellungen des Jahres 1957 angewendet

werden„ Nach dem Wortlaut des 5 158 SGG sind zwar Schreib— und

Rechenfehler sowie ähnliche offenbare Unrichtigkeiten im Urteil

Jederzeit von Amts wegen zu berichtigen, d„h„ Urteile sind

zeitlich unbegrenzt berichtigungsfähig° Für die Berichtigung

rechtswidriger Anpassungsmitteilungen gilt dies Jedoch nicht°

% 7 Abs° 1 des 1, RAG und die entsprechenden Vorschriften

der späteren RAG°e schränken in ihrem sachlichen Gel-

tungsbereich als Sonderregelungen die entsprechende
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JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 10 _

Anwendung des 5 158 SGG zeitlich ein. Eine-fehlerhafte
Anpassungsmitteilung kann nur bis zum Ende des in den

genannten Vorschriften jeweils bestimmten Jahres berich—

tigt werden° Mit dieser zeitlichen Begrenzung der

Korrekturmöglichkeit bringen die RAG*e klar zum Ausdruck,

daß nach Ablauf der Jahresfrist eine fehlerhafte Anpas—

sung, gleichgültig ob im Wege der Berichtigung im tech-

nischen Sinn des 5 138 SGG oder im Wege einer darüber

hinausgehenden Richtigstellung, nicht mehr korrigiert'

werden darf° Das gleiche muß aber gelten, soweit @ 7 Abs° 1

des 1° RAG und die gleichlautenden Vorschriften der späte—

ren RAG*e für die Berichtigung fehlerhafter Umstellungen

entsprechend anzuwenden sind° Eine ohnehin nur entspre-

chende Anwendung des @ 158 SGG kann also nicht dazu füh-

ren, daß Fehler bei der Rentenumstellung des Jahres 1957

zeitlich unbegrenzt, also auch noch nach vielen Jahren

berichtigt werden können" Vielmehr ergibt sich aus der

hier gebotenen entsprechenden Anwendung der genannten Be—

richtigungsvorschriften der RAG'e die zeitliche Begrenzung
auch der Berichtigung im technischen Sinne des 5 138 SGG

bis zum 31° Dezember 1959°

Ob in Fällen, in denen die Voraussetzungen des @ l7üä RVO
gegeben sind, darüber hinaus in entsprechender Anwendung

dieser Vorschrift eine Neufeststellung ohne Befristung

möglich ist, kann hier unentschieden bleiben, da keiner

der in @ l744 RVO behandelten Fälle vorliegta Ebenso kann

offenbleiben, ob nach dem 31° Dezember 1959 noch die

Korrektur von Fehlern bei der Rentenumstellung des Jahres

l957 in solchen Fällen möglich ist, in denen eine offen—

sichtliche Unrichtigkeit der Umstellung vorlag, die der

Rentner erkannt hat oder hätte erkennen müssen, so daß

seine Berufung auf diese Umstellungsmitteilung gegen Treu

'und Glauben verstoßen wurde, Denn auch ein solcher Fall

liegt hier nicht vor°

..]_]_-
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Die Revision der Beklagten ist danach als unbegründet zu—

rückzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG.
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